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Sanktionen bzw. Leistungseinschränkungen bei Transfersystemen, die ein wie auch immer definiertes 
Fehlverhalten des Transferanspruchsberechtigten mit Leistungskürzungen oder –versagungen 
bestrafen, widersprechen in eklatanter Weise dem Menschen- und Grundrecht auf eine Absicherung 
der Existenz und gesellschaftlichen Teilhabe, stürzen die Betroffenen in existenzielle Notlagen und 
grenzen sie aus der Gesellschaft aus. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 9.2.2010 (BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010) 
zum menschenwürdigen Existenzminimum, das die Möglichkeit der gesellschaftlichen Teilhabe 
umfasst, im Leitsatz formuliert: 
 
"Dieses Grundrecht aus Art.1 Abs. 1 GG hat als Gewährleistungsrecht in seiner Verbindung mit Art.20 
Abs. 1 GG neben dem absolut wirkenden Anspruch aus Art.1 Abs. 1 GG auf Achtung der Würde jedes 
Einzelnen eigenständige Bedeutung. 
Es ist dem Grunde nach unverfügbar und muss eingelöst werden […].“ 
 
Unter Rand-Nummer 137 wird im Urteil formuliert: 
  
"Der gesetzliche Leistungsanspruch muss so ausgestaltet sein, dass er stets den gesamten 
existenznotwendigen Bedarf jedes individuellen Grundrechtsträgers deckt […]. 
Diese grundsätzlichen Aussagen gelten unbeschadet widersprechender juristischer und 
sozialgerichtlicher Praxis. 
Eine Minderung oder gar ein Versagen der grundrechtlich garantierten Existenz- und 
Teilhabesicherung ist ebenso grundrechtswidrig wie ein gefordertes Wohlverhalten als Bedingung 
bzw. Voraussetzung der Existenz- und Teilhabesicherung. 
Das trifft auch für ein Wohlverhalten im Sinne einer Arbeitsanforderung oder vorausgesetzten 
Arbeitsbereitschaft zu." 
 
Eine durch existenzielle Not und soziale Ausgrenzung erzwungene Erwerbs- oder andere Arbeit 
verletzt das menschen- und völkerrechtliche Verbot von Zwangsarbeit: 
 
"Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten." 
(Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Artikel 8 (1966)) 
 
"Als 'Zwangs- oder Pflichtarbeit' gilt jede Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter 
Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung gestellt 
hat." 
(Artikel 2, Absatz 1 des Übereinkommens über Zwangs- oder Pflichtarbeit, International Labour 
Organisation (ILO, 1930)) 
 
Als Strafe gilt u. a. der "Verlust von Rechten und Pflichten" und im Weiteren der "Ausschluss aus dem 
gemeinschaftlichen und sozialen Leben", der "Entzug von Nahrung, Unterkunft oder sonstigen 
Notwendigkeiten" und der "Verlust des sozialen Status". 
(ILO - Gesamtbericht im Rahmen der Folgemaßnahmen zur Erklärung über grundlegende Prinzipien 
und Rechte bei der Arbeit: Eine globale Allianz gegen die Zwangsarbeit. 93. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz, 2005) 
 
Diese Rechtsprinzipien der ILO sind offizieller und damit rechtsgültiger Bestandteil der Europäischen 
Menschenrechtskonvention! 
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"Um unter die Definition der 'Zwangs- oder Pflichtarbeit' in Art. 2 Abs. 1 des Übereinkommens zu 
fallen, muss eine Arbeit oder Dienstleistung 'unter Androhung irgendeiner Strafe' verlangt sein. 
Wie bereits ausgeführt, haben die Aufsichtsorgane der Internationalen Arbeitsorganisation in ständiger 
Spruchpraxis darauf hingewiesen, dass nach der Entstehungsgeschichte des Übereinkommens die 
hier infrage stehende 'Strafe' (englisch: 'any penalty') keine strafrechtliche Sanktion zu sein braucht, 
sondern auch die Form einer Einbuße von Rechten oder Vorrechten annehmen kann. 
Die in § 31 SGB II vorgesehenen 'Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes II' stellen eine 
solche Einbuße von Rechten dar." 
(ILO - Gesamtbericht im Rahmen der Folgemaßnahmen zur Erklärung über grundlegende Prinzipien 
und Rechte bei der Arbeit: Eine globale Allianz gegen die Zwangsarbeit. 93. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz, 2005) 
 
"Auf der Ebene des Völkerrechts erfüllen die Sanktionen des § 31 SGB II […] das in Art. 2 Abs. 1 des 
Übereinkommens Nr. 29 aufgeführte Kriterium der 'Androhung irgendeiner Strafe'." 
(Max Kern: Zur Frage der Vereinbarkeit von Recht und Praxis der Arbeit nach § 16 Abs. 3 SGB II 
i.V.m. § 31 SGB II mit dem IAO-Übereinkommen (Nr. 29) über Zwangs- oder Pflichtarbeit, 1930, Mai 
2008, S. 66ff. (Studie der Hans-Böckler-Stiftung, Stiftung des DGB)) 
 
Zur Verfassungswidrigkeit: 
 
Es "erscheint […] schon nach dem möglichen Wortsinn mehr als zweifelhaft, dem Satz 'Niemand darf 
zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, 
für alle gleichen Dienstleistungspflicht' (Art. 12 Abs. 2 GG) jede grundrechtstatbestandliche Relevanz 
für den Fall abzusprechen, dass im Sozialrecht eine bestimmte Arbeit, die keine herkömmliche 
allgemeine, für alle gleiche Dienstleistungspflicht ist, durch staatliche Normen (mittelbar-faktisch) 
erzwungen wird." 
(Stephan Rixen in Wolfgang Eicher/Wolfgang Spellbrink: SGB II. Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
Kommentar. München 2008, S. 266) 
 
"Grundsicherung und Arbeitsverwaltung haben unterschiedliche Aufgaben. Der Anspruch auf 
Grundsicherung darf daher nicht für arbeitsmarktpolitische Ziele ("Aktivierung") instrumentalisiert 
werden. 
Existenzsicherung hat Vorrang vor Arbeitsvermittlung und sollte unabhängig von ihr erfolgen. 
Die Leistungen der Grundsicherung müssen rechtssicher und von Sanktionen ausgenommen sein, da 
die Gewährung des Existenzminimums und der Schutz der Menschenwürde nicht von einem 
erwünschten Verhalten der Adressat/innen der Leistung abhängig gemacht werden dürfen. 
Materielle Sanktionen im Rahmen eines Mindestsicherungssystems laufen der Aufgabe zuwider, das 
soziokulturelle Existenzminimum zu sichern." 
(Volker Baethge-Kinsky/Peter Bartelheimer/Alexandra Wagner: Arbeitsmarktpolitik: Nachsteuern oder 
neu orientieren? Anstöße zu einer überfälligen Debatte. Projektbericht für die Otto-Brenner-Stiftung 
(Stiftung der IG Metall) und Hans-Böckler-Stiftung (Stiftung des DGB), 2008, S. 18) 
 
Sanktionen und Leistungseinschränkungen widersprechen nicht nur dem Grundrecht auf eine 
Sicherung der Existenz- und Ermöglichung der gesellschaftlichen Teilhabe und dem menschenrechts- 
und völkerrechtswidrigem Verbot von Zwangsarbeit, sie öffnen außerdem der behördlichen Willkür 
gegen Menschen Tür und Tor. 
Das wird bei den Sanktionen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch, SGB II) deutlich: 
So sind Sanktionen in 42 Prozent (Stattgabe Widersprüche gegen Sanktionen in 2010) bzw. in 60 
Prozent (Erfolge Sozialklagen gegen Sanktionen in 2010) der Fälle selbst nach der derzeit 
grundrechtswidrigen Gesetzeslage rechtswidrig. 
Diese Quote rechtswidriger Sanktionen nach dem § 31 SGB II ist seit Inkrafttreten des SGB II von 
einem hohen Wert auf genanntes sehr hohes Niveau gestiegen. 
 
 
Zusammengefasst, ist nach dem o.g. Urteil des Bundesverfassungsgerichts eine Minderung der 
Grundsicherung durch Sanktionen grundsätzlich grundgesetzwidrig und zwar unabhängig von der 
geltenden Rechtslage, wie z.B. im SGB II! 


